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«Die Städte keineSta sind eine Bittsteller»
Die Zürcher SP-Justizdirektorin Jacqueline Fehr rüffelt
«privilegierte» Seegemeinden und erklärt, weshalb sie gerne aneckt
Interview: Jan Hudec, Fabian Baumgartner

Frau Fehr, Sie haben kürzlich die Zür-
cher Seegemeinden harsch kritisiert. Es
finde dort kaum Entwicklung statt und
sie machten nichts besser als Städte wie
Winterthur. Wollten Sie sich für den
Wahlkampf ins Gespräch bringen?
Nein, ich wollte ein Thema auf die
Agenda setzen, das eines der wichtigsten
ist für unseren Kanton. Und damit ge-
hört es natürlich auch in den Wahlkampf.
Die grosse Frage ist: Wer trägt die Kos-
ten des Wachstums? Es ist längst be-
kannt, wie unterschiedlich die Belastun-
gen in den verschiedenen Gemeinden
sind, und auch, wie unterschiedlich über-
einander gesprochen wird. Ein Vertreter
einer Goldküstengemeinde sagte mir
öffentlich, dass sie ihr schwer verdientes
Geld die Limmat hinabschicken müss-
ten, damit dieses dann in den Städten
verprasst werde.

Vielleicht machen die Seegemeinden ja
einfach eine bessere Steuerpolitik?
Das machen sie nicht. Sie sind finanziell
in einer besseren Position, weil sie von
ihrer privilegierten Lage profitieren.

Kantonale Wahlen
vom 24. März 2019

Diese Lage generiert höhere Boden-
preise und damit höhere Wohnkosten.
Und das zieht Leute an, die sich das leis-
ten können und entsprechend Steuern
bezahlen. Die Personen, die unsere
Europaallee gebaut haben oder die uns
im Universitätsspital betreuen, wohnen
nicht an der Goldküste. Kurz: Die Richt-
schnur für die soziale Zusammensetzung
sind die Wohnungspreise. Die städti-
schen Zentren haben nicht mit ihren
Finanzen zu kämpfen, weil sie etwas
schlechter machen, sondern weil sie es
mit ganz anderen Belastungen zu tun
haben. Wenn die Limmattaler den Bau

der Limmattalbahn ablehnen, dann ist
das ein Hilferuf: «Wir wollen nicht noch
schneller wachsen!»

Genau dieses Wachstum hat der Kanton
den städtischen Zentren aber verordnet.
Ja natürlich, es ist ja auch ökologisch
sinnvoll, dass wir konzentriert wachsen.
Aber wir müssen den Menschen in den
Zentren und ihren Sorgen mehr Auf-
merksamkeit schenken. Wir müssen mit
offenen Ohren zuhören, was dort gesell-
schaftlich passiert. Die Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative ist auf
genau diese Wachstumsschmerzen zu-
rückzuführen. Die Zukunft des Kantons
Zürich entscheidet sich in den städti-
schen Zentren. Dort entscheidet es sich,
ob wir ein fortschrittlicher und offener
Kanton bleiben oder ob wir uns abschot-
ten, weil es zu viele Verlierer gibt.

Aber wenn eine Gemeinde 100 Millio-
nen Franken in den Zürcher Finanzaus-
gleich bezahlen muss, fühlt sie sich viel-
leicht auch als Verlierer. Haben Sie da-
für kein Verständnis?
Selbstverständlich. Aber die Chancen-
unterschiede sind so gross, dass es einen
Ausgleich braucht. Der Kanton Zürich
liefert auch viel Geld in den nationalen
Finanzausgleich ab. Der Kanton Jura hat
nun einmal keine ETH und keinen Flug-
hafen. Von solchen historischen Glücks-
faktoren profitieren wir heute. Deshalb
braucht es Ausgleichsmechanismen und
nicht Anschuldigungen. Sie können finan-
zieller oder auch politischer Natur sein.
Die Städte und Agglomerationen sind
keine Bittsteller, sondern wollen eine
faire Entschädigung für die Leistungen,
die sie für den ganzen Kanton erbringen.

Im Kanton plädieren Sie deshalb für
einen stärkeren Ausgleich der Sozial-
lasten. Ausgleichsmechanismen bergen
aber auch Gefahren. Wenn alles zentra-

lisiert ist, hat man als einzelne Gemeinde
keinen Ansporn mehr, in der Sozialhilfe
die Kosten tief zu halten.
Da haben Sie recht. Bei der Sozialhilfe
wäre es falsch, wenn man die gesamten
Kosten unter allen Gemeinden gleich-
mässig verteilen würde. Im Gegensatz
zum Bereich der Zusatzleistungen kann
die Sozialhilfe von den Gemeinden noch
stark geprägt werden. Hier kann man
bessere oder schlechtere Arbeit leisten.

Welche Lösung schwebt Ihnen vor?
Kanton und Gemeinden teilen sich die
Kosten im bisherigen Verhältnis - rund
25 Prozent Kanton, 75 Prozent Gemein-
den. Vom Gemeindeanteil soll die Hälfte
in einen Ausgleichs-Pool fliessen. Damit
hätte man einerseits einen Lastenaus-
gleich, andererseits hätten die Gemein-
den aber weiterhin ein Interesse daran,
ihre eigenen Kosten möglichst tief zu
halten. Die genaue Ausgestaltung des
Sozialhilfegesetzes werden wir im nächs-
ten Jahr diskutieren.
Sie ecken immer wieder an. Auf Twitter
haben Sie die SVP als Antidemokraten
bezeichnet. Brennen Ihnen manchmal
die Sicherungen durch?
Nein, und Ihre Aussage ist falsch. Mein
Tweet zielte nicht auf die SVP. Jeder, der
meinen Beitrag genau angeschaut hat, hat
gesehen, dass sich dieser darauf bezogen
hat, dass an einer Abstimmungsveranstal-
tung zur Selbstbestimmungsinitiative
eine Bundesrätin niedergeschrien wurde.
Für mich ist es antidemokratisch, wenn
man Menschen daran hindert, ihre politi-
schen Ansichten zu äussern. Ich hoffe
nicht, dass es sich dabei um SVP-Mitglie-
der handelte. Dass man - wie Sie jetzt
auch - meinen Tweet im Nachhinein in
einen Angriff auf die SVP umgedeutet
hat, gehört zum politischen Spiel.

Aber Sie lassen schon gern einmal
Dampf ab, oder? Es gibt dafür ja noch
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andere Beispiele ...
Ich habe drei Hüte: Ich bin Mitglied der
Regierung, ich bin Chefin von 2000 Mit-

arbeitern, und ich bin Politikerin. Ich bin
tief überzeugt davon, dass politisch ge-
wählte Führungspersonen auch Politik
machen müssen.

Das heisst, dass man sich auch einmal
pointiert äussert?
Absolut! Jemand wie alt Bundesrat Pas-
cal Couchepin ist für mich eher ein Vor-
bild als alt Bundesrat Joseph Deiss
(lacht). Es ist entscheidend in einer
Demokratie, dass man sich den Debatten
stellt und Stellung bezieht. Dafür muss
man auch negative Reaktionen aushal-
ten können. Ein wichtiger Aspekt von
Freiheit bedeutet für mich, keine Angst
haben zu müssen. Und ich habe eine Ab-
machung mit mir selbst getroffen: So-
lange ich furchtfrei politisieren kann, ma-
che ich Politik. Wenn ich dazu einmal
nicht mehr die Kraft habe, höre ich auf.

Inwiefern ist denn die Digitalisierung in
der Verwaltung angekommen?
Meine Direktion nimmt hier eine füh-
rende Rolle ein. Digitalisierung ist be-
kanntlich kein IT-, sondern ein Organisa-
tionsprojekt. Deshalb fördere ich die Zu-
sammenarbeit über Amts- und Direk-
tionsgrenzen hinweg stark. Stolz sind wir
auf ein paar spannende Neuentwicklun-
gen. So hat die ganze Schweiz unseren E-
Umzug, also die digitale Umzugsmeldung,
übernommen. Auch Robotik kommt bei
uns zum Einsatz: Das Erfassen von Ehe-
schliessungen erfordert ein Dutzend
Arbeitsschritte. Dies übernimmt nun ein
Roboter mit einem einzigen Mausklick.

Zum Pionier wollten Sie den Kanton
vor vier Jahren im Wahlkampf machen.
«Zürich kann mehr» hiess der Slogan.
Wir verspüren noch wenig davon. Sie?
Doch, da gibt es einiges. Wir sind bei-
spielsweise federführend in Religions-
fragen. Die Positionierung des Regie-
rungsrats zum Verhältnis von Kirche und
Staat wird weitherum stark beachtet, so-
gar in Deutschland. Wir leisten aber auch
bei der Gefährlichkeitseinschätzung von

Personen oder im Justizvollzug, etwa bei
der Krisenintervention oder der Unter-
suchungshaft, Pionierarbeit. Und wir
sind der erste Kanton, der einen Imam
im Gefängnis angestellt hat und muslimi-
sche Seelsorger ausbildet.

Mit Ihrer Forderung nach einer staat-
lichen Anerkennung muslimischer Ge-
meinschaften haben Sie für Aufsehen
gesorgt. Wo steht das Projekt?
Wir sehen immer mehr, dass das Kon-
zept der staatlichen Anerkennung uns
blockiert, weil man wie die Maus vor der
Schlange sitzt und nur diesen grossen
Schritt sieht. Wir haben deshalb Alterna-
tiven gesucht und versuchen, auf Pro-
jektbasis den Austausch mit der muslimi-
schen Gemeinschaft zu stärken - etwa
bei der Ausbildung von muslimischen
Seelsorgern. Wir prüfen zudem in einer
Studie, ob ein Gesetz über nicht aner-
kannte Religionsgemeinschaften eine
Grundlage bieten könnte. Dort könnte
man Rechte und Pflichten definieren
und den religiösen Gruppen gleichzeitig
zu verstehen geben, dass sie eine Bedeu-
tung für den Staat haben, der über jene
eines Fussballvereins hinausgeht.

Reicht das, um dem Gefühl der Ausgren-
zung bei Muslimen zu begegnen?
Die Anerkennung ist ja auch bei den
muslimischen Gemeinschaften umstrit-
ten. Die nun lancierten Projekte werden
dagegen sehr stark wahrgenommen.
Man nimmt uns ab, dass wir die Muslime
als wichtigen Teil der Gesellschaft sehen
und anerkennen.

Und umgekehrt? Machen die Muslime
genug für die Integration?
Ich spüre vor allem bei den Jungen eine
sehr grosse Bereitschaft. Sie sind hier auf-

gewachsen, fühlen sich als Schweizerin-
nen und Schweizer, sprechen Mundart.
Diese Generation definiert sich sehr stark
über die hiesigen Institutionen. Bei der
älteren Generation dagegen fehlt dies teil-
weise. Da müssen wir die Strukturen stär-
ken. Es braucht demokratisch legitimierte
Vertretungen der Muslime, die gegen
innen und aussen auftreten können.

Der grösste Bereich Ihrer Direktion ist
die Justiz. Sie hatten es mit spektakulä-
ren Fällen zu tun, von der Flucht eines
Liebespaares aus dem Gefängnis bis hin
zur Mutter, die zuerst ihre Kinder und
dann sich selbst umgebracht hat. Was
blieb Ihnen in Erinnerung?
Der Kontakt mit den Angehörigen der
Opfer. Das geht weit über meine Funktion
als Justizdirektorin hinaus. Ich kann das
Leid nicht ungeschehen machen, aber ich
kann mir Zeit für die Betroffenen nehmen.

Sie haben ja nicht für alle Zeit.
Doch, für Angehörige kann ich mir
immer Zeit nehmen. Die Belastung nach
einem tragischen Ereignis ist aber auch
für die Mitarbeitenden enorm. Nehmen
Sie die Gefängnismitarbeiter, die den

Es braucht demokratisch
legitimierte Vertretungen
der Muslime, die gegen
innen und aussen
auftreten können.

Suizid der Mutter aus Flaach trotz allen
Vorsichtsmassnahmen nicht verhindern
konnten. Ein Mitarbeiter hat mir einmal
gesagt, er habe das Gefühl, ihm sei «Ge-
fängnisaufseher» auf die Stirn geschrie-
ben, alle schauten ihn auf der Strasse so
komisch an. Es braucht sehr viel Energie,
um den Rechtsstaat zu verteidigen.

Auch die Ansprüche der Gesellschaft
scheinen zu steigen. Sicherheit geht über
alles. Spüren Sie den Druck, keine Feh-
ler mehr machen zu dürfen?
Ja, diesen Druck gibt es. Ich kann das auch
nachvollziehen. Wenn es einen selber
trifft, will man nichts mehr von Risiko-
kultur oder rechtsstaatlichen Grund-
sätzen hören. Aber der Rechtsstaat ist die
Ablösung vom Lynchsystem, bei dem die
Direktbetroffenen geurteilt haben. Diese
Distanzierung müssen wir verteidigen.
Gefährlich ist es dort, wo es eine Art
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Schere im Kopf gibt, weil man Angst hat.

Zum Beispiel?
Wenn man aus Furcht vor dem Risiko
dem Häftling die vorzeitige Haftentlas-
sung verweigert, obwohl ihm diese auf-
grund des Rechtes zusteht. Oder wenn
die Kesb nicht mehr die fachlich richtige
Massnahme trifft, weil sie sich vor den
Reaktionen der Angehörigen und der

Offentlichkeit fürchtet.

Wir kommen noch zum Wahlkampf
Falls Sie wiedergewählt werden: Bleiben
Sie Justizdirektorin?
Das werden meine Kollegen und ich mit-
einander entscheiden.

Möchten Sie die Direktion behalten?
Ich hatte vier ausserordentlich span-

Verhinderte Bundesrätin
jhu.  Jacqueline Fehr gehört dem linken
Flügel der SP an. Im bürgerlichen Kan-
ton Zürich war der Weg in den Zürcher
Regierungsrat für die ehemalige SP-
Vizepräsidentin deshalb kein Spazier-
gang. Die Winterthurerin landete bei
ihrer Kandidatur 2015 auf dem letzten
von sieben Plätzen, distanzierte aller-
dings den Bisherigen Martin Graf (gp.)
deutlich. So gelang es ihr, den Sitz der zu-
rückgetretenen Parteikollegin Regine
Aeppli zu verteidigen. Im Regierungsrat
hat sie die Direktion der Justiz und des
Inneren übernommen.

nende Jahre und stehe mitten in interes-
santen Projekten.

Wir nehmen das als ein Ja. Wie sehen Sie
die Chancen Ihrer linken Mitbewerber?
Hand aufs Herz: Sie haben keine.
Das Rennen wird wie immer erst am Wahl-
tag entschieden. Gerade im Kanton Zürich
gab es schon deftige Überraschungen. Der
Wahlkampf wird also spannend.

Fehr war von 1998 bis 2015 Natio-
nalrätin. Sie galt als eine der einfluss-
reichsten eidgenössischen Parlamenta-
rierinnen und schmiedete immer wie-
der auch erfolgreiche Allianzen über die
Parteigrenzen hinweg. Sie musste aller-
dings auch harte Rückschläge einste-
cken. Bei der Bundesratswahl 2010 zog
ihr die Bundesversammlung Simonetta
Sommaruga vor, und 2012 wurde sie als
Favoritin nicht zur Chefin der SP-Bun-
deshausfraktion gewählt. - Fehr ist 55
Jahre alt und Mutter von zwei erwach-
senen Söhnen.
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Die Zukunft Zürichs entscheide sich in den Zentren, sagt Jacqueline Fehr. GORAN BASIC / NZZ


